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Ein stiller Tod

Wenn Sie die Richterzeitung regel-
mässig lesen, werden Sie genauso 
regelmäßig an dieser Stelle über Budget- 
und Personalnöte, Einsparungen und zu 
knappe Mittel gelesen haben. Wenn Sie 
hingegen eine Tageszeitung aufschlagen, 
werden Sie in den überregionalen Nach-
richten auf Berichterstattung zu Großver-
fahren und politisch brisanten Verfahren 
stoßen, während in den Regionalteilen 
immer wieder über einzelne Gerichtsver-
handlungen von lokalem Interesse berich-
tet wird. Wenn ein tatsächlicher oder 
mutmaßlicher Skandal aufgedeckt wird, 
vernimmt man stets auch den Ruf nach 
der Staatsanwaltschaft, die den Sachver-
halt besser gestern als heute aufklären 
und die Anklage bei Gericht einbringen 
soll, das dann möglichst schnell ein Urteil 
fassen soll.

Über die Auswirkungen der chronischen 
Unterbudgetierung der Justiz, verbunden 
mit einem rigorosen Personaleinsparungs-
pfad im Kanzleibereich, wo in den letz-
ten Jahren an die vierhundert Planstellen 
abgebaut wurden, wird hingegen nur sel-
ten berichtet. Dass es oft Wochen dauert, 
bis ein Diktat eines Urteils oder Protokolls 
geschrieben wurde, dass sich die Kran-
kenstände und Burnouts bei Mitarbeiter
Innen häufen und sich viele bereits nach 
attraktiveren Jobangeboten umsehen, dass 
man bei vielen Bezirksgerichten eigentlich 
längst wegen des Personalmangels von 
einem Notbetrieb sprechen müsste, dass 
Staatsanwaltschaften so unterbesetzt sind, 
dass von dringend notwendigen Schwer-
punktsetzungen oder Teambildungen bei 
Großverfahren oft keine Rede mehr sein 
kann, dass am Bundesverwaltungsgericht 
seit Jahren tausende Akten pro Jahr mehr 
angefallen sind als erledigt werden können 
– diese Aufzählung könnte beinahe beliebig 

fortgesetzt werden – ist nur selten eine 
Meldung wert.

Das mag daran liegen, dass sehr viele Ver-
fahren nach wie vor schnell erledigt wer-
den, weil die MitarbeiterInnen landauf, 
landab mit hohem persönlichen Einsatz 
das System noch am Laufen halten, viel-
leicht auch daran, dass viele Bereiche der 
gerichtlichen Tätigkeit, wo es um Rechts-
durchsetzung und Gerechtigkeit im Einzel-
fall geht, – trotz massiver Auswirkungen 
für die Betroffenen –, von der Öffentlichkeit 
kaum wahrgenommen werden. Es inter-
essiert die Öffentlichkeit nicht, wenn zum 
Beispiel ein Obsorge- oder Unterhaltsver-
fahren länger dauert, für die Verfahrens-
beteiligten ist die Dauer solcher Verfahren 
aber von großer Bedeutung. Erst wenn 
die Gerichtsbarkeit in Fällen, die öffentli-
ches Interesse erwecken, nicht mehr wie 
gewohnt funktioniert, fällt dies auf. Dass 
solche Fälle praktisch immer auch mit den 
Personal- und Budgetnöten der Justiz zu 
tun haben, will dann keiner hören. Wenn 
ein Verfahren zu lange dauert, fragt kei-
ner mehr, was der/die zuständige Staats-
anwältIn oder RichterIn neben diesem 
Verfahren sonst noch erledigen musste, 
welche Ressourcen zur Verfügung standen 
und wie häufig Leerlaufzeiten entstanden, 
weil Kanzleien unterbesetzt waren und 
Protokolle oder Beschlüsse wochenlang 
nicht geschrieben wurden. Da muss schnell 
ein Schuldiger gefunden werden, einer der 
persönlich versagt hat, einer dem das 
Versagen persönlich vorgeworfen werden 
kann, das erspart die Auseinandersetzung 
mit den strukturellen Problemen.

Die Justiz stirbt einen stillen Tod, kons-
tatierte der Justizminister und Vizekanz-
ler Univ.-Prof. Dr. Clemens Jabloner im 
Hinblick auf die chronischen Budgetnöte 

Mag. Christian Haider ist Vorsteher 
des Bezirksgerichts Bruck an der Mur 
und Vorsitzender der Bundesvertretung 
Richter und Staatsanwälte in der GÖD.

Fo
to

: ©
 C

hr
ist

in
e 

W
ei

nb
er

ge
r



122 | RZ 2019 | Österreichische Richterzeitung

der Justiz unlängst in einem Zeitungsin-
terview treffend. Man kann nur hoffen, 
dass diese eindringliche Warnung des 
Justizministers, dem nicht unterstellt wer-
den kann, dass er aus Eigeninteresse und 
politischem Kalkül heraus handelt, bei den 
ihm nach der Wahl im Herbst nachfol-
genden politisch Verantwortlichen Gehör 
finden wird. Eine neue Regierung täte gut 
daran, sich – vor allem im Interesse eines 
funktionierenden Rechtsstaates – vorran-
gig einer funktionierenden Justiz anzu-
nehmen und für eine ausreichende Bud-
getierung zu sorgen. Die Justiz braucht 
eine Ausstattung, die es ihr ermöglicht, 
die ihr gesetzlich übertragenen Aufgaben 
in angemessener Zeit zu erledigen. Auch 
wenn es im Rahmen dieses Editorials nicht 
möglich ist, alle Problembereiche anzu-
sprechen, muss ich doch feststellen, dass 
praktisch alle Bereiche unter mehr oder 
weniger starken Einschränkungen leiden. 
Das fängt bei vielen Gerichtsgebäuden 
an, wo es nach wie vor im Sommer dazu 
kommt, dass Büros oder Verhandlungssäle 
schon am Vormittag mehr als 30 Grad 

aufweisen, mit allen nachteiligen Folgen 
für Gesundheit und Konzentrationsfähig-
keit, wo dringende Sanierungsarbeiten 
mangels Budgets nicht angegangen wer-
den können. Das zieht sich über fehlende 
Mittel für die Weiterentwicklung justiz-
spezifischer Softwareanwendungen, feh-
lende Mittel für die Erhaltung einer zeit-
gemäßen IT-Ausstattung, fehlende Mittel 
für einen ausreichenden IT-Support bis zur 
oft katastrophalen Personalausstattung. 
Unbesetzte Kanzleien, MitarbeiterInnen, 
die nur mehr entscheiden können, wel-
che Arbeiten sie liegen lassen, aber keine 
Chance mehr haben, alles zeitgerecht zu 
erledigen, sind leider nicht mehr der Aus-
nahmefall. Das führt zu Stress, Frustration 
und oft auch zum Burnout. Gleichzeitig 
wird von den RichterInnen und Staatsan-
wältInnen erwartet, mit hoher Fachkom-
petenz, gewissenhaft und schnell sämt-
liche Verfahren zu führen. Dass auch die 
Mittel für die Fortbildung in den letzten 
Jahren dramatisch gekürzt wurden, wirkt 
angesichts der insgesamt dramatischen 
Situation der Justiz schon beinahe wie 
eine Kleinigkeit.

Ich bestreite nicht, dass die Justiz dafür 
verantwortlich ist, die ihr zur Verfügung 
gestellten Mittel sparsam und effizient ein-
zusetzen, dass es natürlich auch Bereiche 
gibt, wo wir noch besser, noch effizienter 
werden können. Wer aber glaubt, dass 
sich die Probleme der Justiz ohne zusätz-
liche Budgetmittel lösen lassen, ist im 
besten Fall äußerst naiv und uninformiert, 
im schlechtesten Fall an einer funktionie-
renden, den Rechtsstaat wahrenden Justiz 
uninteressiert.

Die zukünftige Bundesregierung wird sich 
auch daran messen lassen müssen, was ihr 
ein funktionierender Rechtsstaat wert ist. 
Hoffen wir, dass der Appell des Justizminis-
ters gehört wird und der stille Tod der Justiz 
noch vermieden werden kann.

Christian Haider

« Eine neue Regie-
rung täte gut daran, 
sich – vor allem im 
Interesse eines funk-
tionierenden Rechts-
staates – vorrangig 
einer funktionierenden 
Justiz anzunehmen 
und für eine ausrei-
chende Budgetierung 
zu sorgen. Die Justiz 
braucht eine Ausstat-
tung, die es ihr ermög-
licht, die ihr gesetzlich 
übertragenen Aufga-
ben in angemessener 
Zeit zu erledigen. »
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